	[image: ]
	


	
	

	Stadt Bad Reichenhall
Stadtbauamt – SG 34
Rathausplatz 1+8
83435 Bad Reichenhall
	Entwässerungsantrag

Antrag für die Herstellung bzw. Änderung von Entwässerungsanlagen mit Kanalanschluss, gemäß §§ 4 und 10 der Entwässerungssatzung (EWS) der Stadt Bad Reichenhall.

[bookmark: Kontrollkästchen5]|_| 	Neubau
[bookmark: Kontrollkästchen6]|_| 	Änderung (Tektur) der bestehenden Entwässerungsanlage







1. Antragsteller
	Name
     
	Vorname
     

	Straße, Hausnummer
     
	PLZ, Ort
     

	Telefon 
     
	E-Mail
     

	Name/Ansprechpartner bei jur. Personen/Vertretung
     




2. Grundstückseigentümer (falls abweichend vom Antragsteller)
	Name
     
	Vorname
     

	Straße, Hausnummer
     
	PLZ, Ort
     

	Telefon 
     
	E-Mail
     

	Name/Ansprechpartner bei jur. Personen/Vertretung
     




3. Planer
	Name
     
	Vorname
     

	Straße, Hausnummer
     
	PLZ, Ort
     

	Telefon 
     
	E-Mail
     

	Name/Ansprechpartner bei jur. Personen/Vertretung
     


(Fortsetzung nächste Seite)



4. Grundstück
	Gemeinde
Stadt Bad Reichenhall
	Gemarkung
     

	Flur-Nr.
     
	Straße, Hausnummer
     

	|_| Das Grundstück ist bereits an die öffentliche Kanalisation angeschlossen.
|_| Das Grundstück hat keinen Anschluss an die öffentliche Kanalisation.




5. Bauvorhaben
	Baubeschreibung der Grundstücksentwässerungsanlage
     




6. Kanalanschluss
	[bookmark: Kontrollkästchen7]|_| 	bereits genutztes Einlassstück wird weiterverwendet  |_| mit bestehendem Anschlusskanal
|_| 	Antrag auf neuen Anschluss (Darstellung in den vorgelegten Plänen erforderlich, vgl. Ziffer 10)
[bookmark: Kontrollkästchen8]	|_| am städtischen Freispiegelkanal
	|_| an einer Druckentsorgungsleitung
	|_| an einem privaten Straßenkanal





7. Baumschutz
	Geschützte Bäume sind auf dem Grundstück
|_| nach § 1 Baumschutzverordnung (BaumSchVO) vorhanden 
(oder)
|_| nach dem für das Grundstück geltenden Bebauungsplan festgesetzt
|_| und maßstabsgerecht und vollständig im Entwässerungsplan (Maßstab 1:100) dargestellt.

|_| 	nicht vorhanden.





8. Niederschlagswasser
	|_| 	ist nicht Gegenstand des Antrags
	|_| da keine Änderung an bereits genehmigter Versickerungsanlage vorgesehen ist.
	|_| da die Versickerung einer wasserrechtlichen Erlaubnis bedarf. 
|_| Der Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis liegt bei. 
|_| Der Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis für die Versickerung wird nachgereicht. 

|_| 	wird ganz oder teilweise in den städtischen Kanal eingeleitet
	|_| Begründung für Einleitung liegt bei (Baugrundgutachten o. ä.)
	|_| Lageplan mit Bemessung der Einzugsflächen liegt bei
[bookmark: Text18]		Größe des Gesamtgrundstücks       m²
[bookmark: Text19]		Davon an den Kanal angeschlossen       m²





9. Regenwassernutzungsanlage (falls vorhanden)
	Nutzung 	|_| nur für Gartenbewässerung
		|_| als Brauchwasser, z. B. für WC, Waschmaschine



(Fortsetzung nächste Seite)
10. Art des anfallenden Abwassers
	Der Antragsteller erklärt, dass auf dem Grundstück
|_| nur häusliches Abwasser anfällt (z. B. Wohnungen mit Küchen, Waschküchen, Badezimmer, Toiletten, etc.)
|_| nichthäusliches Abwasser anfällt (z. B. gewerbliche Küchen, mineralölhaltige- oder Labor-Abwässer)

Art des Gewerbebetriebes (z. B. Gaststätte, Tankstelle, Kfz-Werkstatt, Druckerei, Galvanik, Malerwerkstatt):

	
	[bookmark: Text20]     
	

	Betriebsbereich / Unfallstelle (z. B. Küche, Waschplatz, Lagerplatz im Freien, Werkstatt, Labor)

	
	     
	

	
Berechnung für 
|_| Fettabscheider NS       
Angabe zu den geplanten Anzahl Essen pro Tag:       (bitte Kücheneinrichtung im Beiblatt aufführen!) 
(siehe auch „Merkblatt Fettabscheider Bemessung Betrieb“)

|_| Leichtflüssigkeitsabscheider NS       


	Wassergefährdende Stoffe und Flüssigkeiten fallen an
|_| Nein
|_| Ja (Art und Anfallstelle der Stoffe oder Flüssigkeiten angeben, ggf. auf separatem Blatt):

	
	     
	

	Bei nichthäuslichem Abwasser, geschätzte Jahresabwassermenge in m³/Jahr:

	
	     
	

	
	
	




11. Anlagen gem. § 10 Abs. 1 EWS
	Bitte legen Sie folgende Unterlagen 2-fach in Papierform vor und senden Sie diese zur digitalen Bearbeitung im PDF-Format an die Emailadresse an entwaesserungsplan@stadt-bad-reichenhall.de:

· Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maßstab 1:1.000
· Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:100, aus denen der Verlauf der neuen und der zurückzubauenden Leitungen einschließlich der Einleitungsstelle in den öffentlichen Kanal und im Fall des § 9 Abs. 1 Satz 2 die Abwasserbehandlungsanlage ersichtlich sind
· Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässerungsgegenstände im Maßstab 1:100, bezogen auf Normal-Null (NN), aus denen insbesondere die Gelände- und Kanalsohlenhöhen, die maßgeblichen Kellersohlenhöhen, die Anschlusshöhe am öffentlichen Kanal, Querschnitte und Gefälle der Kanäle, Schächte, höchste Grundwasseroberfläche zu ersehen sind

Wenn Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser abweicht, zugeführt wird, ferner Angaben über

· Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf dem Grundstück, wenn deren Abwasser miterfasst werden soll,
· Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials, der Erzeugnisse,
· die Abwässer erzeugenden Betriebsvorgänge,
· Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum Einleiten bestimmten Abwassers,
· die Zeiten, in denen eingeleitet wird, 
· die Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, Reinigung, Neutralisation, Dekontaminierung) mit Bemessungsnachweisen, 
· die Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, Reinigung, Neutralisation, Dekontaminierung, Leichtflüssigkeits- und Fettabscheider) mit Bemessungsnachweisen,
· Nachweis über Nichtverwendung von Zusatzstoffen ohne organische Phosphorverbindungen (enthalten Phosphate).



(Fortsetzung nächste Seite)


	
Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, Verbrauch, Kreislauf, Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen.


Alle Unterlagen sind vom Grundstückseigentümer und dem Planfertiger zu unterschreiben. Die Stadt kann erforderlichenfalls weitere Unterlagen anfordern.





12. Vollmacht 
	Mit nachstehender Unterschrift bevollmächtigt der Antragsteller den Planer, Verhandlungen mit der Stadt Bad Reichenhall im Zusammenhang mit diesem Antrag zu führen und Schriftverkehr mit Ausnahme von Bescheiden und Verfügungen bis zur Entscheidung über den Antrag in Empfang zu nehmen.
|_| 	Ja
|_|	Nein





13. Hinweise zum Datenschutz nach Art. 13 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
	Verantwortlich für die Verarbeitung dieser Daten ist die Stadt Bad Reichenhall. Die Daten werden erhoben, um das Zustimmungsverfahren für die Entwässerung durchzuführen. 

Rechtsgrundlage der Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e) DSGVO in Verbindung mit Art. 4 Bayer. Datenschutzgesetz (BayDSG) in Verbindung mit die anzuwendenden Fachgesetze (EWS, BayWG).

Weitergehende Informationen über die Verarbeitung Ihrer Daten und Ihre Rechte bei der Verarbeitung Ihrer Daten können Sie im Internet auf der Webseite der Stadt Bad Reichenhall abrufen.




14. Unterschriften




	     
	
	

	Ort, Datum
	
	Unterschrift Antragsteller






	     
	
	

	Ort, Datum
	
	Unterschrift Planer






	     
	
	

	Ort, Datum
	
	Unterschrift Grundstückseigentümer (falls abweichend vom Antragsteller)






Hinweise zur Grundstücksentwässerung



Stand: April 2026		- Seite 3 -
Herstellung, Planung, Betrieb und Unterhaltung von Grundstücksentwässerungsanlagen

Grundstücksentwässerungsanlagen sind die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis einschließlich des Kontrollschachts. Hierzu zählt auch die im Bedarfsfall erforderliche Hebeanlage zur ordnungsgemäßen Entwässerung des Grundstücks.

Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach den anerkannten Regeln der Technik zu planen herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten und zu ändern.

Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist grundsätzlich möglichst nahe der Grundstücksgrenze ein Kontrollschacht vorzusehen. Die Stadt kann im Einzelfall verlangen, dass an Stelle oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstellen ist.

Die Grundstücksanschlussleitung vom Hauptsammler zum Kontrollschacht auf dem Grundstück ist aus wandverstärkten, biegeweichen Rohren (z. B. PVC-Rohr SN 8, PP-Rohr SN 8) herzustellen. Der Mindestdurchmesser DN 150 darf nicht unterschritten werden. Das Mindestgefälle beträgt 10 ‰. 

Der Anschluss an Rohrkanälen bis DN 600 ist durch den nachträglichen Einbau von Abzweigformstücken herzustellen. Bei größeren Rohrkanälen, Sonderprofilen und Beton- und Stahlbetonrohrleitungen ist der Anschluss mittels Kernbohrung und eines selbstdichtenden, verschraubbaren Hausanschluss-Stutzen (z. B. Fabekun-Sattelstück) herzustellen.

Vorhandene abflusslose Gruben, Sickeranlagen oder Grundstückskläranlagen sind außer Betrieb zu setzen, sobald das Grundstück an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen ist (§ 13 EWS) und diese daher im Umfang des Anschlusses nicht mehr benötigt werden. Auf die einschlägigen sicherheitstechnischen, wasserrechtlichen und hygienischen Vorschriften wird verwiesen.

Bei ausnahmsweiser Einleitung von Niederschlagswasser in die Mischwasserkanalisation sind die Leitungsnetze im Trennsystem jeweils über einen eigenen Kontrollschacht bis zur Grundstücksgrenze zu führen. Die Zusammenführung Schmutzwasser / Niederschlagswasser erfolgt im öffentlichen Straßengrund.

Störungen und Schäden an dem Grundstücksanschluss, dem Messschacht, der Grundstücksentwässerungsanlage, den Überwachungseinrichtungen und ggf. der Vorbehandlungsanlagen sind der Stadt unverzüglich anzuzeigen.

Die Stadt ist berechtigt, die Herstellungsarbeiten und den Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage / des Grundstücksanschlusses zu überprüfen, Abwasserproben auf Kosten des Grundstückseigentümers zu entnehmen / zu untersuchen, Messungen durchzuführen und zu diesen Zwecken Zugang zu allen Anlageteilen und notwendige Auskünfte zu erhalten.

Bei Neubau bzw. baulichen Änderungen von Grundstücksentwässerungsanlagen besteht eine Abnahmepflicht inkl. Dichtheitsprüfung nach § 11 Abs. 3 EWS.

Rückstau 

Besteht zum Kanal kein natürliches Gefälle, so kann die Stadt vom Grundstückseigentümer den Einbau und den Betrieb einer Hebeanlage zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße Beseitigung der Abwässer bei einer den Regeln der Technik entsprechenden Planung und Ausführung des Kanalsystems nicht möglich ist (§ 9 Abs. 4 EWS, DIN EN 752 gültige Fassung).

Einleitungsverbote nach § 15 EWS

In die öffentliche Entwässerungsanlage dürfen Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht werden, welche

· die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren Gesundheit beeinträchtigen,
· die öffentliche Entwässerungsanlage oder die angeschlossenen Grundstücke gefährden oder beschädigen,
· den Betrieb der Entwässerungsanlage erschweren, behindern oder beeinträchtigen,
· die land-, forstwirtschaftliche oder gärtnerische Verwertung des Klärschlamms erschweren oder verhindern, oder
· sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer auswirken.

Näheres zu den Einleitungsverboten teilt Ihnen das Sachgebiet Tiefbau (Herr Oberbigler, Tel. 08651 775-276) der Stadt Bad Reichenhall mit.

Für die Berechnung der gebührenrelevanten Flächen zur Erhebung der Niederschlagswassergebühren ist ggf. ein eigenes Formblatt auszufüllen.
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    1.  Antragsteller  

Name              Vorname              

Straße, Hausnummer              PLZ, Ort              

Telefon               E - Mail              

Name/Ansprechpartner bei jur. Personen/Vertretung              

    2. Grundstückseigentümer  (falls abweichend vom  Antragsteller)  

Name              Vorname              

Straße, Hausnummer              PLZ, Ort              

Telefon               E - Mail              

Name/Ansprechpartner bei jur. Personen/Vertretung              

    3 .  Planer  

Name              Vorname              

Straße, Hausnummer              PLZ, Ort              

Telefon               E - Mail              

Name/Ansprechpartner bei jur. Personen/Vertretung              

(Fortsetzung nächste Seite)        

